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Bewegung ohne Papiere

Ein neuer
Untersuchungsbericht

bestätigt: Ein halbesJahr
nach denrassistischen
Pogromenin El Ejido hat
sich die Situation der
MigrantInnenin der

südspanischen Gemeinde
nicht verbessert. Doch

die Madrider
Konservativen wollen das

Ausländerrecht noch
verschärfen.

Das Urteil fiel mehr als
bescheiden aus: Die Planta-
gen seien eine "kli matisierte
Hölle", die Arbeitskräfte all-
täglichemRassismus und un-
menschlichen Arbeitsbedin-
gungen ausgesetzt. "El Ejido,
Land ohne Gesetz", resümiert
der Bericht des Europäischen
Bürgerforums Foro Cívic über
die Arbeits− und Wohnbedin-
gungen der MigrantInnen in
der südspanischen Provinz
Almeria. Seit der Report i m
November veröffentlicht wur-
de, ist die Empörung bei den
lokalen Medien, Parteien und
Gewerkschaften groß. Alle
fühlen sich falsch verstan-
den.
Anlass des Berichts waren

die rassistischen Ausschrei-
tungenin El Ejido, bei denen
i m Februar zahlreiche Mi-
grantInnen zum Teil schwer
verletzt worden waren. Eine
Delegation des Forums be-
suchte daraufhin i m April
vier Tagelang die Region und
sprach mit Betroffenen,
Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) und Lokalpoliti-
kern. Rechtzeitig vor Weih-
nachtenreagiertennunPoliti-
ker, Unternehmer und Ge-
werkschafterineiner gemein-
samen Pressekonferenz auf
die Vorwürfe: Der Bericht ent-
behre jeglicher Grundlage
und bringe nur die Gemeinde
vonEl Ejidoin Misskredit. Sie
befürchten, dass es wegen
des Berichts einen Boykott
der Produkte geben könnte.
Den an demSchreiben betei-
ligtenNGOssolltendaher um-
gehend alle Subventionen ge-
strichen werden, ereifert sich

ein Sprecher der konservati-
ven Partido Popular (PP). Zu-
demhätten sich die Arbeits-
bedingungen mittlerweile er-
heblich verbessert. "Nichts
hat sich verändert", wider-
spricht Mohammed, der seit
über zehn Jahren in El Ejido
lebt. "Ganzi mGegenteil, alles
ist noch viel schli mmer ge-
worden." Von den Verspre-
chungen, dieihnen nach dem
Pogromgemacht wurden, sei
nichts eingehalten worden.

Kein Streikrecht und
schnellere Abschiebung
Den MigrantInnen war zu-

gesagt worden, dass sie bald
eine Aufenthaltsgenehmigung
erhalten würden. Denn wer
sich vor dem 1. Juli 1999 in
Spanien aufgehalten hatte,
konnte nach demdamals gül-
tigen Ausländergesetz seinen
Status legalisieren. Trotzdem
lebenalleinin Almeriai mmer
noch rund 10 000 MigrantIn-
nen ohne gültige Papiere.
"Wir sind mit Bootenüber die
Meeresenge von Gibraltar ge-
kommen, haben unser Leben
riskiert, mussten viel Geld
dafür bezahlen und haben
jahrelang hier gearbeitet."
Nun, so fordert Mohammed,
wolle man endlich Papiere.
"Wir wollen arbeiten. Nicht
mehr." Mit demneuenAuslän-
dergesetz, das die Regierung
Ende November verabschie-
det hat, habensichdie Bedin-
gungen aber noch ver-
schlechtert. Nur wer über ei-
ne gültige Aufenthaltserlaub-
nis verfügt, darf künftig die
staatliche Gesundheitsver-

arbeitet in der i mFebruar ge-
gründetenInitiativeLebenoh-
ne Rassismus. "Ich komme
selbst aus El Ejidound musste
damals auch vor den Angrif-
fen fliehen. Wir haben i m
März den Streik mit den Mi-
grantInnen organisiert und
angefangen, mit den Bauern
und den Politikern zu verhan-
deln. Damals handelte es sich
nochumeine Reaktionauf die
rassistischen Übergriffe. Die
Kirchenbesetzung hingegen
ist die erste große Mobilisie-
rung der 'sin papeles' in Spa-

nien." Die Besetzer forderten,
dass die i m März zugesagten
Vereinbarungen endlich ein-
gelöst werden: Entschädigung
fürzerstörtes Eigentum, Lega-
lisierung des Aufenthaltssta-
tus, Bereitstellung von Wohn-
raum und geregelte Arbeits-
zeiten. Nach langwierigen
Verhandlungen erhielten die
MigrantInnen vage Zusagen.
Mohammed zeigt eine Liste
mit über 400 Namen, stellt
aber sogleich klar, dass sich
bisher nicht viel ergeben hat.
"Bisher wurden nur wenige
Papiere ausgestellt." In den
letzten Wochen hat sich Al-
meria zu einem Anlaufpunkt
der "sin papeles" entwickelt.
Aus ganz Spanien kommen
Tausende von MigrantInnen
und hoffen, dass sie in Alme-
rianochPapiereerhaltenkön-
nen− obwohl der Prozess der
Legalisierung bereits seit En-
de Juli abgeschlossen ist. In-
zwischenist sogar die Polizei
aktiv geworden, mehrere
Menschen wurdenfestgenom-
men. Dennoch schlafen wei-
terhin bis zu 2 000 Menschen
auf der Straße. Viele der An-
gereisten besitzen ein Doku-
ment der staatlichen Bera-
tungsorganisation Almeria
Acoge. Mit diesemSchreiben
können sie eine Aufenthalts-
erlaubnis nach Artikel 31.2
des Ausländergesetzes bean-
tragen. Dieser Paragraf er-
laubt den Aufenthalt aus hu-
manitären Gründen, jedoch
nicht die Aufnahme einer Ar-
beit. Voraussetzung ist ein
medizinisches Gutachten, das
die Gesundheit des Antrag-
stellers bestätigt. So ergibt
sich die paradoxe Situation,
dass sich derzeit Hunderte
von MigrantInneneiner medi-
zinischen Untersuchung un-
terziehenunddafür biszu100
Euro zahlen müssen. Die Aus-
länderbehörden haben je-
doch schon klargemacht,
dass sie dennoch keine
Papiereerhalten werden.

Stefan Gerspach, Almeria

Anstehenfür eine
sicherere Zukunft:
Rund5000
nordafrikanische
Migranten beantragten
vergangene Woche bei
der Ausländerbehörde
in Almeriaeine
Aufenthaltserlaubis.
(Foto: EPA/J. M. Vidal)

Stefan Gerspachist
freier Autor undarbeitete
in El Ejido undAlmeria
zumThema Rassismus.
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sorgunginAnspruchnehmen.
Ebenso haben die Behörden
das Recht auf Familienzusam-
menführung eingeschränkt.
Und auch die Abschieberege-
lung wurde verschärft. Wes-
senArbeits− oder Aufenthalts-
erlaubnis seit mehr als drei
Monaten abgelaufenist, kann
jetzt innerhalb von 48 Stun-
denausgewiesen werden. Bis-
her galt dieses Vergehen nur
als Ordnungswidrigkeit. Zu-
dem wird den Illegalen das
Recht auf Streik und gewerk-
schaftliche Organisation ver-
weigert. Obwohl die sozialde-
mokratische Partei (PSOE)
das Gesetz i mSenat blockie-
ren will, wird sie dessen
Verabschiedung nicht verhin-
dern. Die PP verfügt über die
absolute Mehrheit.

"Sin papeles"in Al meria
Aus Protest gegen die ge-

plante Verschärfung und den
ungeklärten Aufenthaltssta-
tus besetzten i m September
rund 500 Personen eine Kir-
che in Almeria. Über 70 Mi-
grantInnenbeteiligtensichan
der Aktion, ein Teil vonihnen
begann anschließend einen
befristeten Hungerstreik.
Auch Mohammed schloss
sich den Besetzernan. "Nach-
dem wir drei Tage vor einem
Regierungsgebäude schliefen
und keine Beachtung fanden,
sind wir in die Kirche gegan-
gen. Auch dort verbrachten
wir über eine Woche, bis die
ersten Politiker und Gewerk-
schafter erschienen." Eine,
die die Besetzung von Beginn
an unterstützte, ist Maria. Sie


